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geben wollten, war zunächst eine gewis-
se methodologische Unsicherheit festzu-
stellen: das „ökonomistische” Staatsver-
ständnis (LÄPPLE, Holland), der Drang
zur soziologischen Formalisierung der
städtischen Bewegungen (CHERKI/
MEHL, Frankreich) (direkte Gegenüber-
legungen dazu stellte INDOVINA, Italien,
in seinem Beitrag über den potentiellen
„Klassencharakter”’ der städtischen Be-
wegungen dar) und die subjektiv-morali-
sche Einschätzung der lokalen Staatsap-
parate (BORJA, Spanien) waren noch an-
wesend. Aber im Großen und Ganzen war
jener Ansatz dominant,der eine der wich-
tigsten Errungenschaften der theoreti-
schen Praxis der „‚Neuen Linken” zu sein
scheint: jenseits des ökonomischen De-
terminismus und des Glaubens an die
„eiserne Logik des Kapitals’ die Wirk-
lichkeiten des Klassenkampfes und des
sozialen Konfliktes wieder in den Mittel-
punkt der Gesellschaftsbetrachtung zu
stellen und auf sie auch die staatlichen
Funktionen und Handlungsformen zu
beziehen: der Staat als parteilicher „‚Ver-
mittler”’ und die Stadt — die gemein-
schaftlichen öffentlichen Dienstleistun-
gen — als Ergebnis dieser parteilichen
„Vermittlung”.

Die Krise — die fiskalische und admi-
nistrative des Staates, die der Stadt und
der gemeinschaftlichen öffentlichen,
Dienstleistungen — wurde im Zusam-
menhang mit den neuen Interventions-
formen des Staates bei der Unterstüt-
zung der Akkumulation des Kapitals er-
klärt, die im Begriff der „‚Restrukturie-
rung” oder „Re*apitalisierung des Kapi-
tals’” erfaßt wurden. Die Beiträge über
die jüngste Wende der staatlichen Woh-
nungsbaupolitik (HAROE und MUG-
NAIONI, England; PRETECEILLE,
Frankreich), über die neuere Entwick-
lung der rechtlichen, fiskalischen und ad-
ministrativen Bedingungen der Stadtpla-
nung (SERNINI, Italien) sowie über ver-
schiedene Alternativen der „‚Krisenlö-
sung” (EVERS, BRD) zeigten die inter-
nationalen Züge der unter „Rekapitalisie-
rung” gemeinten neuen Produktionsform
der gesellschaftlichen Produktion” (MARX,
Deutschland) und ihre konfliktreichen
Auswirkungen. Bei den heute dominieren-
den Krisenlösungsversuchen geht es grund-
sätzlich um die staatliche geförderte Er-
weiterung der Profitzonen des privaten
Kapitals — entweder durch direkte finan-
zielle Unterstützung der Produktion oder
durch eine wesentliche Umorganisierung
der Produktionsform und Bereitstellung
gemeinschaftlicher öffentlicher Dienstlei-
stungen. Letzteres bedeutet allerdings nicht
den Rückzug des Staates aus diesem Bereich,
der von zentraler Bedeutung für das
System bleibt (gesellschaftliche Legiti-
mation des Staates, Sicherstellung der
gesellschaftlichen Produktions- und Re-
produktionsbedingungen für das Kapital
und die Arbeitskraft, Notwendigkeit po-
litischer Antworten des Staates auf die
sozialen Protestbewegungen), sondern
es bedeutet vielmehr Teilreprivatisierung
oder vor allem — durch neue Finanzie-
rungsmodi — zunehmende Integration
der gemeinschaftlichen Dienstleistungen

in den kapitalistischen Verwertungsme-
chanismus und ihre „Kolonisierung”
durch das private Kapital.

Wichtig war die theoretische Reflexion
über das in dieser Strategie der „‚Rekapita-
lisierung” tatsächlich enthaltene Konflikt-
potential. Erklärbar wird es, wenn man die
These akzeptiert, daß die Hauptfunktion
des\Staates nicht die Organisation der
Wirtschaft (mechanische Antworten auf
unmittelbar kapitalistische Bedürfnisse
zu geben), sondern vielmehr die Organi-
sation der Gesellschaft (den Klassen-
kampf und den sozialen Protest zu ‚in-
tegrieren’” ist (INDOVINA, Italien).

Zum einen erfordert die „‚,Rekapitali-
sierung” eine radikale Zentralisierung
der öffentlichen Investitionspolitik und
Planung; zum anderen bedeutet sie eine
andere Akzentsetzung in der historischen
Natur der gemeinschaftlichen öffentli-
chen Dienstleistungen, wobei es dann
mehr um die Realisierung ihres Charak-
ters als Wertträger und die Zurückdrän-
gung ihres Gebrauchswertes geht.

Damit verschärfen sich zunächst die
Konflikte zwischen den zentralen und
den lokalen Staatsorganen, und zwar
nicht so sehr weil — vor allem durch die
fiskalische Politik — die lokalen Instan-
zen ihrer Planungsinitiative praktisch be-
raubt werden, sondern weil sie zum Aus-
führer einer zentral vermittelten Produk-
tions- und Distributionsform von Dienst-
leistungen daqualifiziert werden, die gera-
de im lokalen Kontext auf den Wider-
stand der Bevölkerung stoßen und den
unmittelbaren Interessen der lokalen Ka-
pitalien zuwiderlaufen. Das wurde exem-
plarisch für Italien (MARCELLONI) ge-
zeigt, wo gerade nach Vollendung der loka-
len Autonomie in den letzten Jahren und
nach dem jüngsten kommunalen Wahlsieg
der Linken die Kommune die Initiative
gegenüber dem Zentralstaat weitgehend
verloren hat und sogar gutbewährte „‚In-
tegrations’’-Instrumente auf lokaler Ebe-
ne, wie die „Partizipation’’, sich abge-
stumpft haben

Bezüglich der städtischen Bewegungen,
die sich, wie in mehreren Beiträgen ge-
zeigt wurde, seit ein paar Jahren in der
Krise befinden, bedeutet das zweierlei:
einerseits eine strukturelle Verschlechte
rung ihres traditionellen Kampfgegen-
standes — die Stadt, die öffentlichen
Dienstleistungen —, deren Konsum
— nun stärker dem kapitalistischen Ver-
wertungsprozeß unterworfen — die Mar
ginalisierung und die Ungleichheit der
Aneignungschancen weiter verschärft ;
aber gleichzeitig verlagert sich das Feld
der sozialen Auseinandersetzungen von
den städtischen auf allgemein-gesellschaft
liche Konflikte, die die neue zentral-
staatliche Politik unmittelbar hervorruft
(Marginalisierung, Arbeitslosigkeit usw.)

Die damit zusammenhängenden Fra-
gen nach dem Korporativismus, dem en-
gen Syndikalismus, der den neuen Kampf
formen durch die selektive Sektorenpoli-
tik des Staates aufoctroyiert werden;
nach den Folgen aus dem Verlust von
„‚Integrations’”’-Kraft bei den lokalen
Staatsorganen (im Zusammenhang mit
ihrem Verlust an „Aufgaben’’, der Margi
nalisierung der autonomen Stadtpolitik
und des Urbanismus); nach der Übertrag-
barkeit von gemachten Kampferfahrungen
auf die Länder, die, wie Portugal und
Spanien, die demokratische Bühne Euro-
pas gerade betreten, usw. — das sind
Fragen, die dieser Kongreß aufgeworfen,
aber nicht beantwortet hat. Hier liegt
sicherlich ein Manko, an dem die kom-
pakte Organisation, die kaum Raum für
die kollektive Diskussion zuließ, z.T.
schuldig war. Das große Verdienst: Fra-
gen, mit denen man schon lange han-
tiert hatte, anders zu stellen: in der histo-
rischen Analyse der sozialen und politi-
schen Praxen und nicht weiter in der lo-
gisch-dogmatischen Betrachtungsweise;
in übernationalem Zusammenhang Denk
richtungen für eine Vertiefung der Pro-
bleme anzugeben. Der Nachkriegsmar-
xismus hat allzu lange an der „‚Logik””
und dem ‚Provinzialismus’’ gelitten.

Ingrid Krau

Betrifft: Stadtentwicklung in der Krise
Zu den beiden Artikeln von Uli Hellweg (ARCH+ 38 und 40/41)

Nün doch noch eine (späte) Kritik an
den Artikeln. Zunächst hatte ich sie
nach Diskussionen mit Planerkollegen
im Ruhrgebiet und mit dem Verfasser
zu den Akten getan: war es nicht doch
nur Verärgerung, daß einer, der erst
kurze Zeit im Ruhrgebiet ist, die große
Zusammenschau schreibt, die doch ei-
gentlich von all jenen kritischen Pla-
nern, die in den Ruhrgebietsrathäusern
sitzen, kommen müßte?

Genau dies ist der Punkt: die Aache-
ner Tagung „Die Stadt in der Krise —
Gibt es Alternativen für Planung und
Planer? ”” am 2./3.2., die ganz wesent-
lich von Planern aus dem Ruhrgebiet
getragen wurde, hat demonstriert, daß
es keine kollektive Selbstbehauptung

der kritischen Planer gibt. Noch der
Schritt von mehreren von uns, die Be-
rufstätigkeit im Rathaus aufzugeben,
ist für jeden ganz und gar individuali-
stisch determiniert. Genauso das Ver-
hältnis zum Veröffentlichen und eben
auch zum Kritiken schreiben.

Ich möchte U. Hellweg also nicht
kritisieren, weil er allein das versucht,
was kollektiv nicht passiert ist. Dies
um so weniger als ich aus dem Inter-
esse etlicher Studenten, die über das
Ruhrgebiet arbeiten und die die beiden
Artikel mit großem Interesse zur Hand
nahmen, ableite, daß eine kritische
Einschätzung der politisch-ökonomi-
schen Entwicklung im Ruhrgebiet und
der politischen Planung, der hier ein
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so hoher Stellenwert beigemessen wird,
ihren Sinn hat. Meine Kritik bezieht
sich auf einige inhaltliche Punkte und
daraus folgende politische Einschätzun-
gen, die ich für zu unpräzis unpräzis und
daher irreführend halte und die richtet
sich in erster Linie an diejenigen, die
mit beiden Artikeln arbeiten wollen:

1. Die Kapitalkonzentration und -fu-
sion, die immer mehr Großindu-‘

strien im Ruhrgebiet entscheidungsmä-
Big zusammenbindet und zur räumli-
chen Konzentration der Produktion auf
wenigere aber immer größere Anlagen
führt, wird nur ganz nebenher erwähnt,
nicht aber als Ursache der zunehmen-
den Differenzierung der Teilräume
innerhalb des Ruhrgebiets in Agglome-
rations- und Deglomerationsräume ent-
wickelt. (Man denke nur an die regio-
malen Folgen, die sich aus der Thys-
sen-Rheinstahl-Fusion und der folgen-
den Produktionsbereinigung mit Be-
triebsschließungen und -verlagerun-
gen ergeben haben.) Diese Unterlas-
sung hat Folgen für die Artikel:
e Die mit der Kapitalübernahme häu-

fig verbundene Reduzierung/Ratio-
nalisierung/Schließung alter Großindu-
strien an den Orten geringerer Stand-
ortgunst, führt nur dann zur Bereit-
schaft der Konzerne, sich von den
Grundstücken zu trennen, wenn ein-
deutig klar ist, daß kein Zukunftsinter-
esse an der Lage besteht (die extensive
Bodenvorratshaltung der Montanindu-
strie mit Versagung von Zwischennut-
zungen ist bereits ein historisches Struk-
turphänomen des Ruhrgebiets): der pla-
nerische Zugriff, erste Voraussetzung
der „Spielräume” bleibt damit weitge-
hend verwehrt.
® Die Städte, aus denen sich die gro-

ßen Konzerne vollends herauszu-
ziehen scheinen, bleiben dennoch in
ihrem Einflußbereich. Die gewünschte
Diversifikation innerhalb der Konzern-
strukturen hat zu einem weitverzweig-
ten wirtschaftlichen Engagement der
Großen der Montan- und Energieindu-
strie und der daraus hervorgegangenen
Handelsunternehmungen besonders
innerhalb des Ruhrgebiets geführt. Man
denke nur an das derzeitige Geschäft
zwischen VEBA und BP, an dem über
den Bergemann-Pool auch die Stahlin-
dustrie beteiligt ist. 1) Das w irtschaft-
liche Engagement der Großen geht
schließlich herunter bis zur Ebene der
Einkaufszentren am Ruhrschnellweg
und der Supermärkte in den Stadttei-
len. Mir scheint, daß diese zunehmen-
den Beteiligungsverhältnisse und Ab-
Sprachen hinsichtlich der Auswirkun-
gen auf die „Spielräume' und Dispo-
Sitionsmöglichkeiten der Kommunen
weitgehend noch durchdacht werden
Müssen (siehe dazu auch Punkt 3 wei
ter unten).

2. Die Symptome Arbeitsplatzvernich-
tung und kommunale Einnahme-

Verluste sind nicht notwendig nur —
wie in den Artikeln dargestellt — Folge
des Kapitalrückzuags: gerade an den Or-

ten verstärkter Kapitalinvestition (so
z.B. in Duisburg) sind der Rationali-
sierungseffekt, wie auch die Verdrän-
gung kleinerer Unternehmen so stark
daß sogar eine negative Spitzenposi-
tion bei beiden Symptomen erreicht
wird.

3. Die gerade für die Ruhrgebietsrat-
häuser so typische Form des Hin-

einragens von Konzerninteressen ist
in keiner ihrer vielfältigen Formen an-
gesprochen:
® die Ratsherrenmandate, die von

Leitenden Angestellten der Konzer-
ne wahrgenommen werden
® das Bemühen der Absicherung auch

über den arbeitnehmerorientierten
Flügel, über Gewerkschaftsfunktionä-
re im Rat
2 die Aufnahme kommunaler Spit-

zenbeamter in die Aufsichtsräte
» umfangreicher Besitz an Boden

und Wohnbestand
B die Absicherung von Vorentschei-

dungen über Regional- und Landes-
planung.
Mögliche und offenkundige Zwänge für
die kommunale Planungs- und Entschei-
dungsrealität werden durch das Nicht-
erörtern dieser Strukturen nicht deut-
lich. Damit wird m.E. der im ersten
Artikel formulierte Anspruch, die Ent-
wicklungsbedingungen der Stadt in der
Krise für das Ruhrgebiet aus den poli-
tisch-ökonomischen Determinanten
der Agglomerationsentwicklung ab-
zuleiten, nicht eingelöst.

Ich möchte nicht mißverstanden
werden: die Frage, wie sich die viel-
fältigen Initiativansätze im Ruhrge-
biet so emanzipieren, daß daraus tat-
sächliche alternative Politik auf loka-
ler Ebene wird, die Erfolge in der Ver-
besserung der Lebensbedingungen ver-
bucht, ist eine äußerst wichtige. Und
da finde ich das Fragenaufwerfen von
U.H. gut und nützlich. Nur weckt er
(warum nur? ) Illusionen über die Ko-
operationsfähigkeit der kommunalen
Organe. Die gedankliche Linie „relativ
nachlassender Verwertungsdruck””
gleich relativ wachsende Freiheit der
kommunalen Spitzenbeamten und -po-
litiker gleich politische Chancen der
Initiativen bezeichnet angesichts der
realen Entwicklung m.E. allenfalls eine
glückliche Ausnahmesituation. Was
kann an „bevormundungsfreier Unter-
stützung von Initiativen durch den
Oberbürgermeister’’ übrigbleiben, wenn
sie an den euralgischen Konflikt zwi-
schen wirtschaftlichen Interessen und
Lebensqualität rühren? Ob nach den
heutigen Erfahrungen der Umwelt-
schutz-Bewegungen ein perspektivi-
sches Hineinwachsen der „‚entstehenden
politisch-sozialen Bewegungen” in ei-
nen „historischen Block”, also in ein
breites politisches Bündnis zur Verbes
serung der Lebensbedingungen noch
vorstellbar ist, bleibt für mich eine
große Frage. Oder ist Emanzipation
dieser Bewegung nicht doch etwas
ganz anderes?

Illusionen scheinen mir auch noch

auf einer anderen Ebene zu bestehen:
Die „Verschärfung räumlicher Dispari
täten” wird als Entwicklung der 70er
Jahre dargestellt und als Anbruch ei-
ner neuen Zeit der Wirtschaftsentwick
lung gesehen, für die nun erst die Re-
formpolitik sich als untauglich erwei-
se. Tatsächlich aber ist diese räumli-
che Differenzierung bereits mit der
großen technologischen Umbruch-
phase des Bergbaus, beginnend Ende
der 50er Jahre, und der der Stahlin-
dustrie, beginnend in den 60er Jahren
induziert. Die direkte Staatsinterven-
tion im Bergbau und die indirekten
staatlichen Strukturhilfen für die Stahl-
industrie, sind nie wesentlich durch
die reformpolitischen Ansätze der
Gleichentwicklung der Teilräume der
Region infrage gestellt oder gar gestört
worden. Die Reformpolitik kann also
sicher nicht als eine, die sich über die
kapitalistischen Verwertungsbedingun-
gen hinwegsetzt, bezeichnet werden.
Im Gegenteil: die reformpolitischen
Zielsetzungen
® Ausbau des öffentlichen Personen-

nahverkehrs
e größere Durchlässigkeit des Bildungs-

systems
® Ausbau von Siedlungsschwerpunkten

und Stadt- und Stadtteilzentren
waren ganz wesentlich auf die Erhö-
hung der Mobilität der Arbeitskraft,
mithin auf wirtschaftliche Notwendig-
keiten orientiert. Ihre „Fortschrittlich:
keit” lag darin, daß sie mehr Lebens-
qualität versprach. Aber eben erst auf
der Grundlage des Verlusts des alten
Arbeitsplatzes, des längeren Arbeits-
weges und des Verlusts der billigeren
Wohnung. Es waren im Endeffekt sehr
ambivalente Strukturreformansätze, die
bei konsequentem Durchdenken kon-
kreter Utopien, die die Siedlungsstruk-
turen des Ruhrgebiets zugunsten der
Interessen der abhängig Beschäftigten
zu ändern suchen, sicher nicht das Er-
gebnis sein können. Insoweit kann man
wohl auch nicht schlechthin von den
verteidigenswerten Ansätzen der Re-
formphase reden. |

Ich frage mich überhaupt, haben
wir diese Illusionen nötig, wenn es um
das Weiterentwickeln konkreter Maß-
nahmen geht, die die Lebensumwelt
der arbeitenden Bevölkerung im Ruhr
gebiet grundlegend verbessern sollen?
Dennoch verstehe ich U.H. sehr gut,
wenn er diese politischen Vorstellun-
gen als konkrete Utopie bezeichnet.
Denn in der Planungspraxis drängt
sich bei jedem alternativen Bleistift-
strich die Frage der Durchsetzung auf,
bzw. läßt sie ihn erst gar nicht mehr
zustande kommen. Um so notwendi-
ger die konkrete Phantasie auch und
vor allem auf die Verbesserung dieser
Lebensumwelt zu beziehen.
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